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oft gepaart mit nicht nachhaltiger Land-

nutzung. Seit einigen Jahrzehnten bringt 

die vom Menschen verursachte Klimaän-

derung eine neue Dimension in diese Pro-

blematik. Neben Krieg und bewaffneten 

Konflikten gehören extreme Wetterbedin-

gungen zu den wichtigsten Gründen, wa-

rum Menschen ihre Heimat verlassen, wo-

bei eine starke Korrelation zwischen Regi-

onen, die von Klimaänderung stark betrof-

fen sind, mit Konflikten und Gewalt zu be-

obachten ist. (White House Report, 2021).

Der Weg zur Klimakatastrophe 
Die wichtigsten Fakten zur Klimaverände-

rung – wo wir stehen, was auf uns zu-

kommt und wie wir gegensteuern können 

– sind in Sachstandsberichten des Intergo-

vernmental Panel on Climate Change 

(IPCC) zusammengefasst. Es ist unbestrit-

ten, dass sich die Atmosphäre, Ozeane und 

Land durch menschlichen Einfluss erwärmt 

haben. Grund dafür sind Treibhausgase 

aus der Verbrennung von fossilen Brenn-

Klimatische Veränderungen und Konflikte 

um Wasserressourcen haben schon in der 

Vergangenheit zur Auslöschung von Kul-

turen und zu großen Wanderbewegungen 

geführt. Beispiele sind die Maya in Mittela-

merika und auch beim Niedergang des as-

syrischen Reiches in Mesopotamien in der 

Antike spielte eine langanhaltende Dürre 

eine wichtige Rolle. Damals handelte es 

sich um natürliche Klimaschwankungen, 

„klimaflüchtlinge“

Klimaänderung und Konflikte
Die menschgemachte Erderwärmung hat 
dramatische Auswirkungen auf die Lebens-
bedingungen in vielen Regionen der Erde. 
Extreme Wetterbedingungen und in Folge 
davon Dürren und Ernteausfälle führen dazu, 
dass immer mehr Menschen die Grundlagen 
für ihre Existenz verlieren. Entwurzelung und 
Migration gehören zu den Resultaten dieser 
tiefgreifenden Krise. Von Renate Christ
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verschont geblieben waren. Das führt zu 

Ernteausfällen, Viehsterben, Hungerkata-

strophen sowie zu Schäden an Häusern 

und Infrastruktur. 

Marginalisierte Regionen besonders 
gefährdet
Aber nicht nur Extremereignisse verursa-

chen Probleme. Auch langsame Verände-

rungen wie z.B. wiederholte und längere 

Trockenperioden, veränderte Nieder-

schlagsverhältnisse, das Ausbleiben von 

Regenfällen nach der Saat oder höhere 

Temperaturen können massive wirtschaft-

liche und soziale Probleme verursachen, da 

weder Kulturpflanzen noch Wasserwirt-

schaft an die geänderten Verhältnisse an-

gepasst sind. Die Auswirkungen der klima-

tischen Veränderungen treffen meist jene 

Menschen und Bevölkerungsgruppen am 

härtesten, die ohnehin bereits unter 

schwierigen Bedingungen leben, sei es auf 

Land, das nur geringen Ertrag bringt oder 

das durch Erdrutsche und Überflutung ge-

fährdet ist. Den Luxus einer Versicherung 

können sich diese Menschen nicht leisten. 

Andrerseits haben sie zumeist am we-

nigsten zur globalen Erwärmung beigetra-

gen, was grundsätzliche Fragen der Fair-

ness und Gerechtigkeit aufwirft.

Die Auswirkungen der Klimaänderung 

werden an Dynamik zunehmen, wenn die 

Emissionen und die globale Temperatur 

weiter ansteigen. Mit jeder weiteren Er-

wärmung werden Extremereignisse wie 

stoffen, Industrie, Landwirtschaft und Ab-

holzungen. Die Konzentration von CO2, 

dem wichtigsten Treibhausgas, ist mit 410 

ppm so hoch wie seit 2 Millionen Jahren 

nicht mehr. In den 1970-iger Jahren hat 

man noch gelernt, dass die Konzentration 

von CO2 in der Luft 330 ppm beträgt. Seit-

her sind die globalen CO2-Emissionen um 

ca. 90 % angestiegen und damit ihr Anteil 

in der Atmosphäre. Auch die Konzentrati-

onen der Treibhausgase Methan und Stick-

stoffoxid sind so hoch wie seit 800.000 

Jahren nicht. Der überwiegende Teil der 

Emissionen wurde und wird noch immer 

durch Industriestaaten verursacht. 

Auch wenn China mittlerweile der 

zweitgrößte Emitter ist, zeigen sich gravie-

rende Unterschiede in den Pro-Kopf-Emis-

sionen. Derzeit emittieren die reichsten  

10 % der Weltbevölkerung 48 % der globa-

len CO2-Emissionen, die ärmsten 50 % hin-

gegen nur 7 %. All das hat zu einem Tem-

peraturanstieg von ca. 1°C seit dem vorin-

dustriellen Zeitalter geführt, einer Erwär-

mung, wie sie seit zumindest 2000 Jahren 

nicht beobachtet wurde. Dabei ist der Wert 

regional, zum Beispiel in der Arktis oder in 

Gebirgsregionen, bereits wesentlich höher. 

Und die Erwärmung geht immer rascher 

vor sich. So war jedes der letzten vier Jahr-

zehnte wärmer als das vorangegangene. 

Das hat Konsequenzen für das ge-

samte Klimasystem der Erde: für Meere, 

Eis, Wasserkreislauf und Biosphäre. Bei uns 

schmelzen die Gletscher, etwas weiter 

nördlich der grönländische Eisschild und 

das arktische Meereis. Die Ozeane erwär-

men sich und der Meeresspiegel steigt 

kontinuierlich an. Extreme Wetterereig-

nisse wie Hitzeperioden, Starkregen, Über-

flutungen, Dürre und tropische Wirbel-

stürme sind deutlich häufiger und stärker 

geworden und treten auch in Regionen 

auf, die bisher von derartigen Extremen 

„klimaflüchtlinge“

Die Klimaänderung wird an Dynamik 

zunehmen, wenn die Emissionen  

und die globale Temperatur weiter 

ansteigen.
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Mut und rasches, konsequentes Handeln in 

allen relevanten Bereichen. So ist bis 2030 

eine globale Reduktion der CO2-Emissionen 

um 45 % – bezogen auf 2010 – notwendig. 

Bis Mitte des Jahrhunderts muss Karbon-

neutralität erreicht werden. Das bedeutet, 

es wird nicht mehr CO2 ausgestoßen als 

durch Kohlenstoffsenken wie Ozeane, Bö-

den, Wälder oder durch technische Maß-

nahmen absorbiert werden kann. Oder an-

ders formuliert: Die globalen Nettoemissi-

onen von CO2 müssen auf null sinken und 

alle anderen Treibhausgasemissionen 

müssen drastisch vermindert werden. 

Kleine Kurskorrekturen und Einspa-

rungen oder der Kauf von Zertifikaten aus 

dem Ausland, um die eigenen Emissionen 

zu kompensieren, haben in der Klimapoli-

tik keinen Platz mehr. Derartige Tricks füh-

ren uns nicht zum Ziel. Es geht jetzt um 

eine konsequente Dekarbonisierung des 

Energiesystems, von Gebäuden und Indus-

trie. Es geht um nachhaltige Mobilität, Er-

nährung und Konsum. Die Devise muss 

lauten: Transformation, Nachhaltigkeit und 

„Race to Zero“.

Aber selbst bei starken Anstrengungen 

und einer effizienten Klimapolitik werden 

sich klimatische Veränderungen und daraus 

resultierende Verluste und Schäden nicht 

ganz vermeiden lassen. Daher müssen 

rechtzeitig Maßnahmen zur Anpassung an 

die geänderten Verhältnisse getroffen wer-

den, die auf die lokalen Gegebenheiten und 

die Bedürfnisse der Bevölkerung abge-

stimmt sind. Dazu gehören Bewässerungs-

systeme, Dämme und andere bauliche Maß-

nahmen, ebenso wie eine geänderte Sor-

tenwahl in Land- und Forstwirtschaft. 

Ab- und Umsiedlungen werden in 

manchen Fällen unvermeidlich sein, z.B. 

wenn der Meeresspiegelanstieg Sied-

lungen bedroht, der Ausbruch eines Glet-

schersees ein Tal verwüstet oder Land 

Hitzewellen, Überschwemmungen, Dürre 

und tropische Stürme heftiger und häufiger 

und es sind großräumige Veränderungen, 

zum Beispiel beim Monsun, zu erwarten. 

Wie viel Unterschied dabei ein halbes Grad 

Celsius macht, wird an verschiedenen Öko-

systemen deutlich. So verlieren bei einer 

Erwärmung von 1,5°C 6 % der Insekten, 8 

% der Pflanzen und 4 % der Wirbeltiere die 

Hälfte ihres Verbreitungsgebiets. Bei 2°C 

Erwärmung betrifft dies dreimal so viele 

Insektenarten und doppelt so viele Pflan-

zen und Wirbeltiere. Das bedeutet großflä-

chige Ökosystemtransformationen mit un-

vorhersehbaren Folgen. Die Sensibilität von 

Pflanzen und Tieren für geringe Tempera-

turanstiege lässt ahnen, welche Herausfor-

derungen auf Land- und Forstwirtschaft 

zukommen. Deutliche Veränderungen 

zeichnen sich in den unterschiedlichsten 

Bereichen ab, egal ob Gesundheit, der 

Meeresspiegelanstieg oder landwirtschaft-

liche Erträge. Bei einer Erwärmung von 2°C 

wären 50 % mehr Menschen von Wasser-

knappheit und weitere hunderte Millionen 

Menschen mehr von Armut betroffen als 

bei einer Erwärmung von 1,5°C. 

Anpassung an veränderte Verhältnisse
Es gilt daher, die Erwärmung zu stoppen, 

wie bereits im Abkommen von Paris fest-

gelegt wurde, und zwar auf 1,5°C über 

dem vorindustriellen Niveau. Dies wurde 

bei der Klimakonferenz in Glasgow im No-

vember 2021 nochmals bekräftigt. Noch ist 

dieses Ziel erreichbar, aber es erfordert 

Es müssen rechtzeitig Maßnahmen 
zur Anpassung an die geänderten 
Verhältnisse getroffen werden.

„klimaflüchtlinge“
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tische Situation und bewaffnete Konflikte 

zu massiven Abwanderungsbewegungen 

geführt haben. Sowohl innerhalb des Lan-

des und in den Nachbarregionen als auch 

international ist diese Bewegung sichtbar. 

Afghanistan ist von einer äußerst starken 

Klimaveränderung betroffen. Seit Mitte 

des 20. Jahrhunderts wurde eine Tempera-

turerhöhung von 1,8°C beobachtet. Das ist 

deutlich mehr als das globale Mittel. Am 

stärksten war die Erwärmung im Süden 

des Landes. Auch die Niederschlagsmuster 

haben sich verändert. So haben die Nieder-

schläge im Frühling, die für eine gesunde 

Landwirtschaft essenziell sind, bereits um 

30 % abgenommen. 2018 wurde Afgha-

nistan von einer Dürrekatastrophe heim-

gesucht, die Missernten und massives 

Viehsterben zur Folge hatte. 2021 kam 

wieder eine Dürre, die noch mehr Men-

schen traf. Laut UNO-Daten von Ende 2021 

waren 80 % des Landes von dieser Dürre 

betroffen und rund 22,8 Millionen Men-

schen, das sind 55 % der Bevölkerung, lit-

ten an akutem Nahrungsmangel. Weitere 

700.000 Menschen haben sich zusätzlich 

zu den 3,5 Millionen, die bereits in den ver-

gangenen Jahren ihre Dörfer verlassen ha-

ben, auf den Weg gemacht, auf die Suche 

nach einem besseren Auskommen. Und di-

es in einer äußerst schwierigen politischen 

Lage. All diese Menschen leben als Binnen-

vertriebene an den Rändern der großen 

Städte wie Herat oder Kabul. Für die Wei-

terflucht in benachbarte Länder oder gar 

Europa fehlen den meisten Opfern des Kli-

mawandels die Mittel.

Selbst unter der optimistischen An-

nahme einer ambitionierten internationa-

len Klimapolitik und einer Einschränkung 

der globalen Treibhausgas-Emissionen 

wird es in Afghanistan zu einem weiteren 

Temperaturanstieg kommen. Klimamodel-

le gehen für die kommenden 30 Jahren, je 

durch wiederholte Dürre nicht mehr für 

Getreideanbau oder Viehwirtschaft zu ge-

brauchen ist. 

Klimakatastrophe führt zu Migration
Derzeit fällt die Entscheidung, die Heimat 

zu verlassen, oftmals nach mehreren Miss-

ernten oder Flutkatstrophen, ungeplant 

und aus der unmittelbaren Not heraus. In 

manchen Fällen könnte eine geordnete 

Umsiedlung helfen, damit solche Situati-

onen nicht zu einer Krise führen und ein 

Neubeginn für alle Betroffenen möglich ist. 

Da jede Migration Konfliktpotential mit sich 

bringt, müssen sowohl die Sicherheit der 

Migrant:innen als auch die Bedürfnisse der 

Gesellschaft, in der sie sich ansiedeln, be-

achtet werden. Leider wird diesen Fragen 

in der internationalen Klimapolitik noch zu 

wenig Beachtung geschenkt. Betroffene 

Länder kämpfen oft mit einer Vielzahl von 

anderen Problemen. Die Industriestaaten 

als Verursacher geben sich bei finanzieller 

Unterstützung nicht gerade großzügig und 

beschränken sich oftmals auf Katastro-

phenhilfe. Vor allem eine Kompensation 

oder globale Versicherung für klimabe-

dingte Verluste und Schäden ist bei den 

Klimakonferenzen noch ein heißes Eisen. 

Glücklicherweise finden Menschenrechte, 

Gendergerechtigkeit und Schutz von Min-

derheiten und indigenen Völkern, oft zu-

sammengefasst im Begriff „Climate Ju-

stice“, immer mehr Beachtung. 

Wie beeinflussen nun Klima und Kli-

maveränderung Migration? Gibt es einen 

Zusammenhang mit Unruhen und Krieg, 

und was ist in Zukunft zu erwarten? Bei-

spiele aus Afghanistan, Syrien und dem 

Sudan sollen das kurz illustrieren. 

Afghanistan: Häufige Dürreperioden
Afghanistan ist ein Land, in dem wieder-

holte Dürreperioden, eine instabile poli-

„klimaflüchtlinge“
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ßen ihr Land und zogen in die Städte, die 

aber weder Arbeit noch adäquate Infra-

struktur bieten konnten. Dazu kamen der 

Zustrom von Kriegsflüchtlingen aus dem 

Irak und eine bereits sehr angespannte po-

litische Situation, was schließlich zum Aus-

bruch der Unruhen führte. 

Klimamodelle zeigen, dass der Mittle-

re Osten in Zukunft von starken Klimaver-

änderungen betroffen sein wird. Ein Blick 

auf die derzeitige Situation zeigt, dass vor 

allem der Zugang zu Wasser ein wichtiger 

Faktor für die Stabilität der Region ist. So 

begann laut FAO1 die Regenzeit in Syrien 

2020/21 zwei Monate später als gewohnt 

und endete auch zwei Monate früher. Ex-

treme Hitze im April erschwerte die Ernte 

und im Sommer folgte laut UNOCHA2 die 

schlimmste Dürre seit 70 Jahren, was zu 

regionalen Ernteausfällen von 25-75 % 

führte. Die Situation wurde dadurch er-

schwert, dass der Euphrat, aus der Türkei 

kommend, nunmehr eine geringere Wass-

erführung hat, was den Zugang zu Wasser 

für einige Millionen Menschen erschwert. 

Geeignete wasserwirtschaftliche Maßnah-

men, auch im grenzüberschreitenden Be-

reich, sind daher wichtig, um Konflikte und 

Hunger in Zukunft zu vermeiden.

Sudan und Südsudan: die Rückkehr  
des Hungers
Darfur wird oft von Beobachter:innen als 

der erste durch Klimaveränderung hervor-

gerufene Konflikt bezeichnet. Der frühere 

UNO-Generalsekretär Ban Ki Moon bemerk-

te 2007, dass – neben diversen sozialen 

und politischen Ursachen – der Darfur-Kon-

flikt als ökologische Krise begann, ausge-

löst – zumindest zum Teil – durch Klimaän-

derung.

Aber wie im Fall von Syrien sind die 

Zusammenhänge komplex. Seit Jahr-

zehnten konnte man in der Sahelzone eine 

nach Region und Szenario, von einer wei-

teren Erwärmung um 1,1°C bis 1,7°C aus. 

Der Trend zu häufigeren Dürreereignissen 

dürfte sich durch den Klimawandel fortset-

zen und ohne gezielte Anpassungsmaß-

nahmen, wie z.B. der Bau von Wasser-Re-

servoirs, Bewässerungssystemen oder 

ähnliche Maßnahmen in der Landwirt-

schaft, sind weitere Dürre- und Hungerka-

tastrophen unvermeidlich. Da Klimaanpas-

sungsmaßnahmen oft lange Konsultati-

onen und Planungsphasen voraussetzen, 

damit sie wirklich auf die lokalen Gegeben-

heiten und Bedürfnisse der Bevölkerung 

abgestimmt sind, können sich Unterbre-

chungen, verursacht durch instabile  

politische Verhältnisse oder Ausbleiben  

von Finanzierung, äußerst negativ auf mit-

tel- und längerfristige Entwicklungen aus-

wirken. 

Syrien: komplexe Zusammenhänge 
von Klima und Krieg 
Allerdings sind die Zusammenhänge nicht 

so einfach, denn Unruhen haben vielfältige 

gesellschaftliche und politische Ursachen. 

Sie können allemal im Zusammenhang ste-

hen und sich gegenseitig verstärken. Un-

günstige klimatische Bedingungen oder ex-

treme Wetterereignisse können eine wei-

tere Rolle spielen. 

So führte die lang dauernde Trocken-

heit von 2006–2011 zu Missernten und ho-

hen Lebensmittelpreisen. Menschen verlie-

„klimaflüchtlinge“

Manche Expert:innen 
führen den Konflikt in 
Syrien auf Umwelt-
einflüsse zurück.

1  Ernährungs- und 
Landwirtschaftsorga-
nisation der Vereinten 
Nationen

2  United Nations 
Office for the 
Coordination of 
Humanitarian Affairs
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Laut Weltbank könnte es 2050 in Sub-

sahara-Afrika 86 Millionen interne Kli-

maflüchtlinge geben. Werden nicht ent-

sprechende Maßnahmen ergriffen, wird 

sich der Teufelskreis von Konflikt und Dür-

re unweigerlich fortsetzen. 

In der internationalen Diplomatie wird 

sehr viel von Nachhaltigkeitszielen gespro-

chen. Klimaschutz ist eines davon und mit 

fast allen anderen Zielen vernetzt. Einer-

seits liegen die Haupursachen für das Pro-

blem in den Bereichen Energie, Mobilität 

und Konsum und generell in einem nicht 

nachhaltigen Lebensstil. Andererseits er-

schwert der Klimawandel das Erreichen 

von Nachhaltigkeitszielen, wie z.B. die Aus-

rottung von Hunger und Armut oder das 

Recht auf Gesundheit, sauberes Wasser, 

Bildung und menschenwürdige Arbeit für 

alle. Gleichzeitig verstärkt er Ungleichheit 

und Konfliktpotential. Eine umfassende und 

vorausschauende Klimapolitik kann nicht 

nur helfen, klimabedingte Schäden zu ver-

meiden oder zu vermindern, sondern auch 

das Erreichen anderer Entwicklungsziele zu 

erleichtern, wie beispielsweise den Zugang 

zu sauberer Energie, sicherem Wohnraum, 

aber auch zu Bildung, Gesundheit und part-

nerschaftlicher Problemlösung.

Mary Robinson, ehemalige Präsidentin 

von Irland und Hochkommissarin für Men-

schenrechte, formulierte es als unermüd-

liche Kämpferin für Klimagerechtigkeit ein-

mal folgendermaßen: „Klimaänderung un-

tergräbt den Genuss der Menschenrechte 

– das Recht auf Leben, auf Nahrung, auf 

Wohnung und Gesundheit. Es ist eine Un-

gerechtigkeit, dass gerade diejenigen, die 

am wenigsten zu den Ursachen des Pro-

blems beigetragen haben, am meisten un-

ter den Auswirkungen der Klimaänderung 

leiden.“

Ausbreitung der Sahara nach Süden und 

eine Verringerung des durchschnittlichen 

jährlichen Niederschlags um 15-30 % beo-

bachten. Dies hatte Konsequenzen für die 

beiden vorherrschenden und zum Teil ri-

valisierenden Landnutzungsformen, näm-

lich Subsistenzlandwirtschaft und noma-

dische Viehwirtschaft. Durch Wüstenbil-

dung und Trockenheit konnte Land nicht 

mehr bewirtschaftet werden und Weide-

flächen wurden knapp. Diese Landknapp-

heit führte zu Spannungen und Nutzungs-

konflikten zwischen verschiedenen Bevöl-

kerungsgruppen. Aber auch zu viel Wasser 

in Form von Starkregen, der unkontrolliert 

abfließt, kann in der Region ein Problem 

werden. In jüngster Zeit haben Wasser-

wirtschaftsprojekte im Rahmen von Klima-

anpassungsmaßnahmen geholfen, die 

Auswirkungen von zu viel oder zu wenig 

Wasser zu mindern. Darüber hinaus haben 

sie auch zur Zusammenarbeit von Gemein-

schaften und damit zumindest lokal zu ei-

ner Verminderung des Konfliktpotentials 

geführt. 

Auch im Südsudan fielen neu aufge-

flammte Konflikte 2015/16 mit einer mas-

siven Dürre zusammen. Im Jahr 2016 

sprach die Direktorin der WFP (World Food 

Programme) im Südsudan, Joyce Luma, 

von einer tödlichen Mischung von Konflikt, 

wirtschaftlicher Notlage und zu wenig Re-

gen. Im Februar 2017 wurde im Südsudan 

der Hungernotstand ausgerufen, denn 

durch Bürgerkrieg und Dürre konnte die 

Nahrungsmittelversorgung für 5 Millionen 

Menschen, das entspricht 40 % der Bevöl-

kerung, nicht mehr sichergestellt werden.

Es ist im Sudan und im Südsudan in 

den nächsten Jahrzehnten von einer weite-

ren Temperaturerhöhung auszugehen und 

– damit einhergehend – von bis zu 70 % 

Ernteausfällen bei den wichtigsten Feld-

früchten wie Sorghum. 

„klimaflüchtlinge“

Renate Christ ist Bio-
login und seit mehr als 
30 Jahren im Bereich 
Klimaschutz tätig. Von 
2004 bis 2015 hat sie 
das Sekretariat des 
Intergovernmental 
Panel on Climate 
Change IPCC (Welt-
klimarat) geleitet. Sie 
war beim Umweltpro-
gramm der Vereinten 
Nationen in Nairobi und 
bei der Europäischen 
Kommission in Brüssel 
tätig und hat die Klima-
rahmenkonvention und 
das Kyoto-Protokoll 
mitverhandelt.


